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1.  Präambel 
  Diese allgemeinen Bedingungen gelten, soweit nicht die Vertragsparteien ausdrücklich und schriftlich Abweichendes vereinbart haben. 
2.  Vertragsschluss 
2.1  Der Vertrag gilt als geschlossen, wenn der Verkäufer nach Eingang einer Bestellung, gegebenenfalls innerhalb einer vom Käufer gesetzten Frist, eine schriftliche Annahme‐

erklärung abgesandt hat. 
2.2  Hat der Verkäufer bei Abgabe eines schriftlichen Angebots eine Annahmefrist gesetzt, so gilt der Vertrag als geschlossen, wenn der Käufer vor Fristablauf eine schriftliche 

Annahmeerklärung abgesandt hat. Dies gilt jedoch nur, soweit diese Annahmeerklärung spätestens innerhalb einer Woche nach Fristablauf eingeht. 
3.  Pläne und Unterlagen 
3.1  Die  in Katalogen, Prospekten, Rundschreiben, Anzeigen und Abbildungen enthaltenen Angaben über Gewicht, Maße, Fassungsvermögen, Preis, Leistung und dergleichen 

sind nur annähernd maßgeblich. Verbindlich sind sie nur, wenn im Vertrag ausdrücklich auf sie Bezug genommen ist. 
3.2  Auf Verlangen des Käufers stellt ihm der Verkäufer bei Beginn der Gewährleistungsfrist (vgl. Ziffer 9) kostenlos Anleitungen und Zeichnungen zur Verfügung, die genügend 

Einzelangaben enthalten, um dem Käufer Einbau, Inbetriebnahme und Benutzung des Liefergegenstands sowie die Instandhaltung aller Teile (einschließlich laufender Repa‐
raturen) zu ermöglichen. Diese Anleitungen und Zeichnungen werden Eigentum des Käufers, jedoch kann der Verkäufer ihre vertrauliche Behandlung vorschreiben.  

4.  Verpackung 
Mangels abweichender Vereinbarung schließen die  in verbindlichen Angeboten und  im Vertrag angegebenen Preise die notwendige Verpackung oder den notwendigen 
Schutz ein, um unter normalen Transportbedingungen Beschädigungen des Liefergegenstands auf dem Weg zu dem im Vertrag festgelegten Bestimmungsort zu vermeiden. 

5.  Abnahmeprüfung 
  Der Käufer ist verpflichtet, die vertragsgemäß gelieferte Kaufsache abzunehmen. Wegen unwesentlicher Mängel kann die Abnahme nicht verweigert werden. Der Abnahme 

steht es gleich, wenn der Käufer die Kaufsache nicht innerhalb einer ihm vom Verkäufer bestimmten angemessenen Frist annimmt, obwohl er dazu verpflichtet ist. 
6.  Erfüllungsort, Gefahrübergang und Versendungskosten 
6.1  Vorbehaltlich Ziffer 7.6 bestimmt  sich der Zeitpunkt des Gefahrübergangs nach den  internationalen Regeln  für die Auslegung von Handelsklauseln der  Internationalen 

Handelskammer (Incoterms 2010) in der am Tage des Vertragsschlusses geltenden Fassung.  
6.2  Bestimmt der Vertrag nichts über die Art des Verkaufs, so gilt die Kaufsache als „ab Werk“ verkauft. 
6.3  Versendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers die Kaufsache nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort,  so geht die Gefahr auf den Käufer über,  sobald der 

Verkäufer den Liefergegenstand dem Spediteur, dem Frachtführer oder der sonst zur Ausführung der Versendung bestimmten Person ausgeliefert hat. 
6.4  Der Käufer trägt die Kosten der Abnahme und der Versendung der Sache nach einem anderen Ort als dem Erfüllungsort. 
7.  Lieferfrist 
7.1  Mangels abweichender Vereinbarung beginnt die Lieferfrist mit dem spätesten nachstehenden Zeitpunkt: 
  a)  Datum des Vertragsschlusses nach Ziffer 2; 
  b)  Datum, an dem der Verkäufer von der Erteilung einer notwendigen Einfuhrlizenz Kenntnis erhält; 
  c)  Datum, an dem der Verkäufer eine vertraglich zu leistende Anzahlung erhält. 
7.2  Verzögert sich die Lieferung durch einen in Ziffer 10 vorgesehenen Umstand oder durch eine Handlung oder Unterlassung des Käufers, so wird eine den Umständen ange‐

messene Verlängerung der Lieferfrist gewährt. Dies gilt auch – abgesehen von dem in Ziffer 7.5 erwähnten Fall –, soweit die Ursache der Verzögerung nach Ablauf der ver‐
traglich vereinbarten Lieferfrist eintritt.  

7.3  Ist  im Vertrag eine verbindliche Lieferfrist vorgesehen,  liefert der Verkäufer aber nicht  innerhalb der vereinbarten  (oder nach Ziffer 7.2 verlängerten) Frist, so kann der 
Käufer je Woche der Verzögerung eine Ermäßigung von 0,5% des Vertragspreises verlangen, vorausgesetzt, dass er innerhalb angemessener Frist dieses Verlangen an den 
Verkäufer schriftlich stellt; dies gilt jedoch nicht, wenn sich aus den Umständen ergibt, dass er keinen Schaden erlitten hat. Die Ermäßigung wird für jede volle Woche der 
Verzögerung vom vertraglichen Lieferzeitpunkt an berechnet, kann jedoch einen Höchstsatz von 5% des Vertragspreises nicht überschreiten. Sie wird mit den vom Käufer 
ab Lieferung zu leistenden Zahlungen verrechnet. Vorbehaltlich Ziffer 7.4 schließt diese Preisermäßigung jede weitere Schadensersatzpflicht des Verkäufers wegen Liefer‐
verzögerung aus. 

7.4  War der Käufer berechtigt, hinsichtlich eines Teiles des Liefergegenstands den in Ziffer 7.3 bestimmten Höchstbetrag der Preisermäßigung zu verlangen (oder hätte ihm ein 
solches Recht zugestanden, wenn er nach dieser Bestimmung eine Preisermäßigung verlangt hätte), so kann er dem Verkäufer schriftlich eine letzte Frist zur Lieferung set‐
zen; diese Frist muss in angemessener Weise die bereits vorliegende Lieferverzögerung berücksichtigen. Unterlässt es der Verkäufer aus irgendeinem Grund, alles zu tun, 
was  ihm obliegt, um  innerhalb dieser Frist seine Lieferverpflichtung zu erfüllen, so kann sich der Käufer hinsichtlich dieses Teiles des Liefergegenstands durch einfache 
schriftliche Mitteilung (ohne gerichtliche Mitwirkung) vom Vertrag lossagen und sodann vom Verkäufer Ersatz für den durch die Nichterfüllung erlittenen Schaden verlan‐
gen; der Schadensersatz beschränkt sich auf einen Höchstsatz von 5% des Vertragspreises.  

7.5  Nimmt der Käufer die Lieferung nicht  im vertraglich vereinbarten Zeitpunkt ab,  so hat er  trotzdem die von der Lieferung abhängigen   Zahlungen  zu  leisten, als ob die 
Lieferung erfolgt wäre. Der Verkäufer hat für die Einlagerung des Liefergegenstands auf Kosten und Gefahr des Käufers zu sorgen. Auf Verlangen des Käufers muss er auf 
dessen Kosten den Liefergegenstand versichern. Beruht  jedoch die Verzögerung der Abnahme der Lieferung auf einem  in Ziffer 10 vorgesehenen Umstand und kann der 
Verkäufer den Liefergegenstand ohne Beeinträchtigung seines Betriebs bei sich aufbewahren, so werden die Kosten der Einlagerung dem Käufer nicht in Rechnung gestellt.  

7.6  Beruht die Verzögerung der Abnahme nicht auf einem in Ziffer 10 vorgesehenen Umstand, so kann der Verkäufer den Käufer schriftlich zur Abnahme der Lieferung inner‐
halb einer angemessenen Frist auffordern. Kommt der Käufer dieser Aufforderung nicht nach, so kann sich der Verkäufer hinsichtlich des nicht abgenommenen Teiles des 
Liefergegenstandes durch einfache schriftliche Mitteilung (ohne gerichtliche Mitwirkung) vom Vertrag  lossagen und sodann vom Käufer Ersatz des vollen Vertragspreises 
verlangen. 

8.  Zahlung 
8.1  Die Zahlungen sind entsprechend den vereinbarten Zahlungsbedingungen zu leisten. 
8.2  Die vom Käufer geleisteten Anzahlungen werden auf den Lieferpreis angerechnet; sie stellen kein Reugeld dar, dessen Preisgabe zur Vertragsauflösung berechtigen würde. 
8.3  Wurde der Liefergegenstand vor Zahlung aller vom Käufer aus dem Vertrag geschuldeten Beträge geliefert, so bleibt er bis zur vollständigen Zahlung Eigentum des Verkäu‐

fers, soweit das nach dem Recht, in dessen Geltungsbereich sich der Liefergegenstand befindet, zulässig ist. Lässt dieses den Eigentumsvorbehalt nicht zu, gestattet es aber 
dem Verkäufer, sich andere Rechte an dem Liefergegenstand vorzubehalten, so kann der Verkäufer alle Rechte dieser Art ausüben. Der Käufer  ist verpflichtet, bei Maß‐
nahmen des Verkäufers mitzuwirken, die dieser zum Schutz seines Eigentumsrechts oder an dessen Stelle eines anderen Rechtes am Liefergegenstand treffen will.  

8.4  Der Verkäufer kann eine Zahlung, die von der Erfüllung einer eigenen Verpflichtung abhängt, vor Erfüllung seiner Verpflichtung nicht fordern, es sei denn, dass die Nichter‐
füllung auf einer Handlung oder Unterlassung des Käufers beruht.  

8.5  Ist der Käufer mit seinen Zahlungen  im Rückstand, so kann der Verkäufer die Erfüllung seiner eigenen Verpflichtungen bis zur Bewirkung der  rückständigen Zahlungen 
aufschieben, es sei denn, dass der Zahlungsrückstand auf einer Handlung oder Unterlassung des Verkäufers beruht. 

8.6  Ist der Käufer mit seinen Zahlungen infolge eines in Ziffer 10 vorgesehenen Umstands im Rückstand, so kann der Verkäufer keine Verzugszinsen verlangen.  
8.7  In allen übrigen Fällen kann der Verkäufer  für  rückständige Zahlungen des Käufers von diesem auf Grund einer an  ihn  in angemessener Frist gerichteten  schriftlichen 

Mitteilung Verzugszinsen ab Fälligkeit  in Höhe eines Zinssatzes von drei 3% über dem  jeweils gültigen EURIBOR‐Satz verlangen. Zahlt der Käufer die geschuldete Summe 
nicht innerhalb einer Frist von zwei Monaten, so kann sich der Verkäufer durch einfache schriftliche Mitteilung (ohne gerichtliche Mitwirkung) vom Vertrag lossagen und 
Ersatz des vollen Vertragspreises verlangen.. 

9.  Gewährleistung 
9.1  Der Verkäufer ist verpflichtet, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen jeden die Gebrauchsfähigkeit beeinträchtigenden Mangel zu beheben, der auf einem Fehler der 

Konstruktion, des Materials oder der Ausführung beruht.  
9.2  Diese Verpflichtung besteht nur für solche Mängel, die während der Gewährleistungsfrist, dh einem Zeitraum von zwölf Monaten ab Gefahrübergang erkannt worden sind. 

Gefahrübergang findet statt entsprechend Ziffer 6. 
9.3  Für einzelne ausdrücklich genannte Teile des Liefergegenstands (gleichgültig ob vom Verkäufer hergestellt oder nicht) können  im Vertrag abweichende Fristen festgelegt 

werden. 
9.4  Der Käufer kann sich auf diese Ziffer 9 nur berufen, wenn er dem Verkäufer unverzüglich schriftlich die erkannten Mängel anzeigt. Er muss diesem jede Möglichkeit geben, 

diese Mängel festzustellen und zu beseitigen.  
9.5   Der Verkäufer muss auf diese Mitteilung hin den Mangel so schnell wie möglich und – abgesehen von den in Ziffer 9.6 genannten Fällen – auf seine Kosten beheben. Sofern 

nicht der Mangel die Reparatur am Aufstellungsort bedingt, hat der Käufer dem Verkäufer die mangelhaften Teile zur Reparatur oder Ersatzleistung zu übersenden. In ei‐
nem solchen Fall gilt die Gewährleistungspflicht des Verkäufers hinsichtlich des mangelhaften Teiles als erfüllt, wenn er dem Käufer den ordnungsgemäß reparierten Teil 
zurücksendet oder einen Ersatzteil liefert. 



    

     
TGE Marine Gas Engineering GmbH ∙ Mildred‐Scheel‐Str. 1 ∙ 53175 Bonn  

Geschäftsführung: Dr. Manfred Küver (Vorsitzender), Dr. Klaus‐Dieter Gerdsmeyer, Ulrich Menninghaus, Steffen Schober ∙ Register: HRB 6110 Bonn ∙ Ust‐IdNr.: DE 154 078 237 

 

2/2  ALLGEMEINE LIEFERBEDINGUNGEN

9.6  Mangels abweichender Vereinbarung übernimmt der Käufer auf  seine Kosten und Gefahr den Transport der mangelhaften Teile, der  reparierten Teile oder Ersatzteile 
zwischen dem Aufstellungsort und einem der folgenden Orte: 

  a)  dem Hafen, von dem aus der Verkäufer den Liefergegenstand versandt hat, wenn der Vertrag FOB, FAS, CIF oder CFR geschlossen ist; 
  b)  der Grenze des Landes, von dem aus der Verkäufer den Liefergegenstand versandt hat, in allen anderen Fällen. 
9.7  Hat nach Ziffer 9.5 die Reparatur am Aufstellungsort zu erfolgen, so gelten für die Anwesenheit der Vertreter des Verkäufers die von den Parteien besonders zu vereinba‐

renden Bestimmungen. 
9.8  Die gemäß diesem Artikel ersetzten mangelhaften Teile stehen dem Verkäufer zur Verfügung. 
9.9  Weigert sich der Verkäufer, seiner Verpflichtung nachzukommen oder handelt er trotz Mahnung nicht mit der nötigen Eile, so kann der Käufer die notwendigen Reparatu‐

ren auf Kosten und Gefahr des Verkäufers vornehmen lassen; Voraussetzung ist jedoch, dass er dabei mit der notwendigen Sorgfalt verfährt.  
9.10  Die Gewährleistungspflicht des Verkäufers erstreckt sich nicht auf Mängel, die auf den vom Käufer gelieferten Materialien oder einer von ihm vorgeschriebenen Konstruk‐

tion beruhen.  
9.11  Die Gewährleistungspflicht des Verkäufers gilt nur für Mängel, die unter den vertraglich vorgesehenen Betriebsbedingungen und bei ordnungsgemäßem Gebrauch entste‐

hen. Sie gilt nicht für Mängel, deren Ursache erst nach Gefahrübergang eingetreten ist. Sie gilt insbesondere nicht für Mängel, die beruhen auf: schlechter Instandhaltung, 
schlechter Aufstellung durch den Käufer, Änderungen ohne schriftliche Zustimmung des Verkäufers, schlecht ausgeführten Reparaturen durch den Käufer, normaler Abnut‐
zung.  

9.12  Vom Zeitpunkt des Gefahrübergangs an (Ziffer 6) übernimmt der Verkäufer keine weitergehende Haftung als in dieser Ziffer 9 bestimmt ist, auch nicht für Mängel, deren 
Ursache vor dem Gefahrübergang liegt. Es gilt als ausdrücklich vereinbart, dass der Verkäufer dem Käufer keinen Schadensersatz zu leisten hat für Verletzungen von Perso‐
nen, für Schäden an Gütern, die nicht Vertragsgegenstand sind, oder für entgangenen Gewinn, sofern sich nicht aus den Umständen des Einzelfalls ergibt, dass dem Verkäu‐
fer grobes Verschulden zur Last fällt. 

9.13  Grobes Verschulden liegt nicht in jedem Mangel an Sorgfalt oder Geschicklichkeit; grobes Verschulden liegt vielmehr nur vor, wenn ein Verkäufer schwerwiegende Folgen 
einer Handlung oder Unterlassung, die er bei Aufwendung fachmännischer Sorgfalt normalerweise hatte voraussehen müssen, außer acht lässt oder wenn er bewusst die 
Folgen seiner Handlungsweise missachtet. 

10.  Entlastungsgründe 
10.1  Folgende Umstände  gelten als Entlastungsgründe,  falls  sie nach Abschluss des Vertrags eintreten und  seiner Erfüllung  im Wege  stehen: Arbeitskonflikte und alle  vom 

Parteiwillen unabhängigen Umstände wie zB Brand, Mobilisierung, Beschlagnahme, Embargo, Verbot der Devisentransferierung, Krieg, Aufstand, Fehlen von Transportmit‐
teln, allgemeiner Mangel an Versorgungsgütern, Einschränkungen des Energieverbrauchs.  

10.2  Die Partei, die sich auf einen der obengenannten Umstände beruft, hat die andere Partei von seinem Eintreten und seinem Wegfall unverzüglich schriftlich in Kenntnis zu 
setzen.  

10.3  Wird ein gütliches Einvernehmen nicht erzielt, so obliegt es dem Schiedsgericht zu entscheiden, welche Partei an der Erfüllung  ihrer Verpflichtungen verhindert wurde; 
diese Partei hat dann die gesamten Kosten zu tragen. Trifft diese Verpflichtung den Käufer, hat er aber schon vor Vertragsauflösung an den Verkäufer mehr gezahlt, als des‐
sen Aufwendungen betragen, so hat er Anspruch auf Rückzahlung des Mehrbetrags. Entscheidet das Schiedsgericht, dass beide Parteien an der Erfüllung ihrer Verpflichtun‐
gen verhindert wurden, so verteilt es die Kosten unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles nach billigem Ermessen.  

10.4  Unter ,,Kosten“ im Sinne dieses Artikels sind die angemessenen, tatsächlichen Aufwendungen zu verstehen; jede Partei hat dafür zu sorgen, dass ihr Verlust in möglichst 
engen Grenzen bleibt; soweit  jedoch eine Lieferung an den Käufer erfolgt  ist, gilt als Aufwendung des Verkäufers der Teil des Vertragspreises, der dieser Lieferung ent‐
spricht.  

11.  Begrenzung des Schadensersatzes 
11.1  Ist eine Partei zum Schadensersatz verpflichtet, so ist dieser nur in Höhe desjenigen Schadens zu leisten, der für die zum Schadensersatz verpflichtete Partei bei Vertrags‐

schluss voraussehbar war. 
11.2  Die Partei, die sich auf Nichterfüllung des Vertrags beruft, ist verpflichtet, alles zu tun, um den entstandenen Schaden zu mindern, vorausgesetzt, dass ihr dadurch keine 

unzumutbaren Kosten oder Nachteile entstehen. Andernfalls kann die nichterfüllende Partei auf Grund dieser Unterlassung Herabsetzung des Schadensersatzes verlangen. 
12.  Vertragsauflösung 

Die Vertragsauflösung, gleichgültig aus welchem Grund sie erfolgt, bewirkt nicht den Verlust der Rechte der Parteien, die während der Vertragsdauer bis zur Vertragsauflö‐
sung entstanden sind.  

13.  Schiedsgericht, anwendbares Recht, Gerichtsstand 
13.1  Alle sich aus dem Vertrag ergebenden Streitigkeiten werden nach der Vergleichs‐ und Schiedsordnung der Internationalen Handelskammer von drei gemäß dieser Ordnung 

ernannten Schiedsrichtern endgültig entschieden.  
13.2  Der Vertrag unterliegt dem Recht des Verkäufers, sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren. 
13.3  Die Schiedsrichter entscheiden nur dann nach billigem Ermessen, soweit die Parteien dies ausdrücklich vereinbaren. 
13.4  Gerichtsstand ist Bonn, Deutschland. 
 
Gültig ab 1. November 2010 

Ende der Allgemeinen Lieferbedingungen 
 


